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(Nr. 14108.) Geſetz über die zweite Anderung des Geſetzes zur Belämpfung der Tuberkuloſe. Vom 
24. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz zur Bekämpfung der Tuberkuloſe vom 4. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 374) in 
der Faſſung des zu feiner Anderung ergangenen Geſetzes vom gleichen Tage (Geſetzſamml. S. 376) 
wird, wie folgt, abgeändert. 


1. Der § 1 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Jede anſteckende Erkrankung an Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe, jeder Todes⸗ 
fall an Tuberkuloſe jeder Art ſowie jede Erkrankung an Hauttuberkuloſe und der Ver⸗ 
dacht dieſer Erkrankung ſind dem für den Wohnort oder den Sterbeort zuſtändigen 
beamteten Arzte innerhalb acht Tagen, bei Todesfällen innerhalb vierundzwanzig 
Stunden, ſchriftlich oder mündlich mitzuteilen. 

2. Im S 2 Abſ. 1 iſt hinter dem Worte „Kranker“ einzuſchieben „oder Krankheits⸗ 
verdächtiger“. 

3. Im § 3 ift an Stelle der Worte „Für Erkrankungen und Todesfälle, welche ſich in 
Kranken⸗, Entbindungs⸗, Pflege⸗, Gefangenen» und ähnlichen Anſtalten ereignen“ zu 
ſetzen „Bei Erkrankungen, Krankheitsverdacht oder Todesfällen in Kranken⸗, Entbin⸗ 
dungs⸗, Pflege, Gefangenen» oder ähnlichen Anſtalten“. 


4. Im § 5 und im $ 6 iſt hinter den Worten „Kranken“ einzuſchieben „oder Krankheits⸗ 
verdächtigen“. 


5. Im § 11 iſt ſtatt „1500 Mark“ zu ſetzen „150 RA”. 
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Artikel IL 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 20. Februar 1934. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 24. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14109.) Geſetz zur Milderung und Aufhebung der Einbehaltungsbeſtimmungen. Vom 26. März 
1934. : 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Sal: 
Mit Wirkung vom 1. April 1934 werden die im $ 1 des Erſten Teiles der Verordnung zur 
Sicherung des Haushalts vom 8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 199) feſtgeſetzten Hundertſätze der 
Einbehaltung von 2½ auf 1 und von 5 auf 3½ herabgeſetzt. 


§ 2. 
Mit Wirkung vom 1. April 1935 wird der Erſte Teil der Verordnung zur Sicherung des 
Haushalts vom 8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 199) und damit die geſamte Einbehaltung von 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezügen aufgehoben. 


§ 3. 
Auf Grund der Ermächtigung im Abſchnitt III § 6 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes zur Erhaltung 
und Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 235) wird folgendes beſtimmt: 
1. Vom 1. April 1935 ab werden die bis zum 31. März 1935 einbehaltenen Beträge, ſoweit 
ſie nach den beſtehenden Beſtimmungen nicht ſchon früher fällig werden, ausgezahlt: 
a) bei Einbehaltungen an Waiſengeld am 1. April 1935; 
b) beim Tode eines Empfangsberechtigten an dem auf den Todestag folgenden Monats⸗ 
erſten; 
e) beim Ausſcheiden eines Beamten aus dem öffentlichen Dienſte ohne Verſorgung 
an dem Monatserſten, der auf den Tag des Ausſcheidens folgt; 
d) beim Ausſcheiden eines Angeſtellten aus dem Staatsdienſt an dem Monatserſten, 
der auf den Tag der Entlaſſung folgt. : 
2. Eine vorzeitige Ablöſung der nach Ziffer 1b bis d auszuzahlenden Beträge kann nach 
näherer Beſtimmung des Finanzminiſters erfolgen. 
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§ 4. 


Die Beſtimmungen in den §§ 1 bis 3 finden auf die Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
die ſonſtigen der Aufſicht des Landes unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, ſoweit 
ſie von der Berechtigung zur Einbehaltung Gebrauch gemacht haben, entſprechende Anwendung. 


§ 5. 
(1) Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
(2) Der Finanzminiſter und die zuſtändigen Fachminiſter erlaſſen die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu dieſem Geſetze. 


Berlin, den 26. März 1934. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 26. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14110.) Geſetz über die Anderung der Grenzen des Stadtkreiſes Cottbus. Vom 28. März 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


: § 1. 

In die Stadtgemeinde und den Stadtkreis Cottbus werden Teile der zum Landkreis Cottbus 
gehörigen Landgemeinden Ströbitz und Branitz gemäß den dieſem Geſetz als Anlagen A und B 
beigefügten Grenzbeſchreibungen eingegliedert. 

RIGEN 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt in den im § 1 bezeichneten Gebietsteilen das Orts⸗ 
recht der Stadtgemeinde Cottbus in Kraft. 


; § 3. 

Soweit der Wohnſitz oder Aufenthalt in der Stadtgemeinde Cottbus für Rechte und Pflichten 
maßgebend iſt, wird die Dauer des Wohnſitzes oder Aufenthalts in dem eingegliederten Gebiet 
auf die Dauer des Wohnſitzes oder Aufenthalts in dem Gebiete der Stadtgemeinde Cottbus an⸗ 
gerechnet. 

§ 4. : 

Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Nechnungsanteile der Gemeinden, deren Grenzen 
durch dieſes Geſetz verändert werden, tritt für das Rechnungsjahr 1934 an die Stelle des in $$ 11 
und 14 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichgeſetz zum Stichtag beſtimmten 
„31. März“ der „1. April“ als Stichtag. 


N 
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§ 5. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1934 in Kraft. 


Berlin, den 28. März 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 28. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


Anlage A zu § 1 des Geſetzes. 


Grenze des Teiles der Landgemeinde Ströbitz, der in die Stadtgemeinde Cottbus 
eingegliedert wird. 


Die neue Grenze beginnt am Schnittpunkt der alten Grenze zwiſchen Cottbus und Ströbitz 
mit dem Dahlitzer Wege und verläuft zunächſt nach Weiten zu an deſſen Südſeite, alſo an der 
Südſeite der Wegeparzellen Gemarkung Ströbitz, Kartenblatt 2 Nr. 2732/31, 2733/31, Karten⸗ 
blatt 1 Nr. 374/71, Kartenblatt 2 Nr. 2734/31. Sodann wendet ſich die Grenze nach Nordweſten 
und verläuft an der Südweſtſeite der Wegeparzelle Kartenblatt 1 Nr. 73 bis ſie an der Nordecke 
der Parzelle Kartenblatt 1 Parzelle 388/87 die Grenze zwiſchen den Landgemeinden Ströbitz und 
Zahſow trifft. Hierauf folgt ſie in nördlicher Richtung dieſer alten Grenze an der Weſtſeite der 
Wegeparzelle Gemarkung Ströbitz, Kartenblatt 1 Nr. 73 bis zum Südpunkt der Parzelle Karten⸗ 
blatt 1 Nr. 7. Dann folgt ſie der bisherigen Grenze zwiſchen den Landgemeinden Ströbitz und 
Zahſow in im allgemeinen nördlicher Richtung weiter an der Weſtſeite der Parzellen Gemarkung 
Ströbitz, Kartenblatt 1 Nr. 7, 6, 218/5, 217/5, 216/5, 215/4, 214/4, 213]4 212/4, 3, 2. Danach 
folgt ſie nach Oſten der bisherigen Grenze zwiſchen den Landgemeinden Ströbitz und Sielow an 
der Nordſeite der Wegeparzelle Gemarkung Ströbitz, Kartenblatt 1 Nr. 1, wobei ſie den Weg 
Kartenblatt 1 Parzelle 73 durchſchneidet, bis zur Mitte der Chauſſee Burg⸗Cottbus. Von dieſem 
Punkte aus folgt ſie in der Richtung nach Südoſten hin der bisherigen Grenze zwiſchen den Land⸗ 
gemeinden Ströbitz und Sielow, welche auf der Mitte der Chauſſee liegt, an der Nordoſtſeite der 
Straßenparzelle Gemarkung Ströbitz, Kartenblatt 1 Nr. 276/46, bis ſie die alte Grenze zwiſchen 
den Landgemeinden Ströbitz und der Stadtgemeinde Cottbus wieder trifft. 


Anlage B zu $ 1 des Geſetzes. 


Grenze des Teiles der Landgemeinde Branitz, der in die Stadtgemeinde Cottbus 
eingegliedert wird. 


Die Grenze beginnt an der ſüdweſtlichen Ecke der Parzelle 160 b/61 des Kartenblatts Nr. 1 
von Branitz und verläuft in ſüdweſtlicher Richtung längs des ſüdöſtlichen Randes der Parzellen 
459/50, 456/49, 455/48 und 452/47 bis zur Chauſſee von Cottbus nach Forſt, Parzelle 460/109, 
und geht, dieſe Provinzialchauſſee überquerend, weiter am ſüdöſtlichen Rande der Parzelle 445/45 
entlang bis zur nordweſtlichen Ecke der Parzelle 448/117. Hier biegt die neue Grenze nach 
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Südoſten ab bis zur nordöſtlichen Ecke derſelben Parzelle, macht hier einen Knick nach Südweſten 
und läuft am ſüdöſtlichen Rande der Parzelle 448/117 entlang bis zur nördlichen Ecke der 
Parzelle 449/126. Hier knickt die Grenze nach Südoſten ab und läuft am öſtlichen Rande dieſer 
Parzelle 449/126 entlang bis zu ihrer ſüdweſtlichen Ecke, über die fie in deren weſtlicher Ver⸗ 
längerung ihrer nördlichen Begrenzung fortgeht bis zur nördlichen Ecke des ſüdlichen Teiles der 
Parzelle 445/45. Hier biegt die Grenze nach Süden ab und läuft am ſudöſtlichen Rande der 
ES 445/45 entlang bis zum Branitzer Wege, der von feinem weſtlichen Ausgangspunkt vom 

Wege, Parzelle 462/21, der von Cottbus nach Kiekebuſch führt, nach Branitz geht. Am Branitzer 
Weg läuft die neue Grenze an deſſen nördlicher Seite entlang bis zu dem Punkte, an dem der 
Branitzer Weg von dem von Cottbus nach Kiekebuſch führenden Wege abzweigt. An dieſer Wege⸗ 
gabelung überquert die Grenze den Weg, Parzelle 462/21, und verläuft in weſtlicher Richtung 
geradlinig am Südrande der Parzellen 443/14 und 440/1 entlang bis zur Mittellinie der Spree. 
Hier knickt die Grenze nach Süden ab und wird bis zum Kiekebuſcher Wehr durch die Mittellinie 
des Spreeſtroms gekennzeichnet. Am Nordrand des Wehres nach Weſten umbiegend, verläuft die 
Grenze weiter am ſüdlichen Rande der Parzelle 9 und weiter am ſüdweſtlichen Rande der 
Parzellen 11, 13 und 12, am nordweſtlichen Rande der Parzelle 10 und weiter in nördlicher 
Richtung am nordweſtlichen Rande der Parzelle 11 bis zu dem nördlichſten Punkte der Parzelle 11, 
an dem dieſe mit der Parzelle 9 zuſammenſtößt. Von hier aus geht die Grenze am weſtlichen 
Rande der Parzelle 9 entlang und folgt dem weſtlichen Rande der Parzellen 8, 7, 5, 4 und 3 
in nördlicher Richtung bis zur Mittellinie der Spree. Von hier ab wird die Grenze in 
allgemein nördlicher Richtung verlaufend durch die Mittellinie des Spreeſtroms dargeſtellt 
bis zu dem Punkte, auf den die geradlinige weſtliche Verlängerung des Nordrandes der 
Parzelle 179/1 fällt. Hier biegt die Grenze nach Oſten ab und geht am Nordrand der 
Parzellen 179/ und 180/4 entlang bis zu dem Punkte, an dem die Parzelle 180/4 nach 
Norden abbiegt und folgt dieſer Parzelle an deren weſtlichen Rande bis zu ihrem nördlichſten 
Punkte. Hier macht die Grenze einen Knick in öſtlicher Richtung und fällt von jetzt ab mit dem 
Verlaufe der alten Gemeindegrenze zwiſchen Cottbus und Branitz zuſammen bis zu dem am 
Beginn dieſer Grenzbeſchreibung erläuterten Ausgangspunkte der neuen Grenze. 


(Nr. 14111.) Geſetz über Amtsbezeichnungen. Vom 28. März 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Sel. 
Die Anlage 1 zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. 
223) in der Faſſung der Erſten Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
E 179) — Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten — wird im 
Abſchnitt „A. Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen“ wie folgt geändert: 
1. In der Beſoldungsgruppe 2b iſt 
a) im Abſchnitt Juſtizverwaltung 
ſtatt „Oberſtrafanſtaltsdirektoren bei großen Gefangenanſtalten“ 
zu ſetzen „Strafanſtaltsoberdirektoren bei großen Gefangenenanſtalten“, 
b) im Abſchnitt Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
ſtatt „Schulräte“ 
zu ſetzen „Kreisſchulräte“. 
In der Beſoldungsgruppe 2 iſt in allen an 
en „Amtsräte“ 
zu ſetzen „Miniſterialamtmänner“, 
jedoch im Abſchnitt Miniſterium des Innern ſtatt „Amtsräte beim Oberver⸗ 
waltungsgericht“ zu ſetzen „Amtmänner beim Oberverwaltungsgericht“. 
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3. In der Beſoldungsgruppe 3b iſt in allen Abſchnitten 
ſtatt „Regiſtraturverwalter“ 
zu ſetzen „Verwaltungsamtmänner (künftig wegfallend)“. 
4. Die Beſoldungsgruppe 4 b wird wie folgt geändert: 
a) Die Vorbemerkung iſt zu ſtreichen. 
b) In allen Abſchnitten iſt 
fiatt „Oberſekretär(in)“ 
zu ſetzen „Inſpektor(in)“, 
ſtatt „Oberſekretär ?) oder Oberſekretär s)“ 
zu ſetzen „Oberinſpektor *) oder Oberinſpektor )“, 
6) Die Fußnote 7 erhält folgenden Zuſatz: 
Inſpektoren, denen eine ruhegehaltsfähige Zulage von 700 N oder 500 "AM 
jährlich gewährt wird, führen die Amtsbezeichnung Oberinſpektor. 
B. In der Beſoldungsgruppe 10 a tft in allen Abſchnitten 
ſtatt „Amtsmeiſter“ 
zu ſetzen „Botenmeiſter“. 
6. Die in den Beſoldungsgruppen 4 b und 10 a bisher vorgeſehenen zuſätzlichen Angaben 
in der Amtsbezeichnung (Behördenangabe u. dergl.) bleiben beſtehen. 


$ 2. 
() Die neuen Amtsbezeichnungen treten mit dem auf die Verkündung des Geſetzes folgenden 
Tage in Kraft. Die Amtsbezeichnungen „Amtsrat“, „Oberinſpektor“ und „Amtsmeiſter“ find 
weiter zu führen, ſoweit die Beamten ſchon vor Verkündung dieſes Geſetzes hierzu berechtigt waren. 


(2) Die näheren Beſtimmungen trifft der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter. 
Berlin, den 28. März 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 28. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Vom 28. März 1934. i 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Der Landtag der Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen wird aufgelöſt. 


= § 2. E 
Die Zuſtändigkeiten des Landtags gehen auf den Verwaltungsrat der Feuerſozietät über, 
der neu zu bilden iſt. 


(Mr. 14112.) Geſetz über die Auflöſung des Landtags der Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen. 
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$ 3. 

(1) Der Oberpräfident der Proving Oſtpreußen tt ermächtigt, mit Genehmigung des 
Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit die auf Grund dieſes Geſetzes erforderlichen Satzungs⸗ 
änderungen vorzunehmen. 

(2) Auf Grund dieſer Ermächtigung können auch überholte Vorſchriften weggelaſſen ſowie 
Umſtellungen und ſolche Anderungen vorgenommen werden, die nur die Faſſung einſchließlich der 
Paragraphenfolge betreffen oder zur Ausräumung von Unſtimmigkeiten dienen oder ſich aus einer 
Anderung des bisherigen Rechtes ergeben. 

§ 4. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 28. März 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. : 


Berlin, den 28. März 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


Mr. 14113.) Geſetz über die Anderung von Dienſtbezügen im Bereich der Landespolizei. Vom 
28. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Die vom 1. April 1934 an einzuſtellenden Polizeianwärter erhalten eine jährliche Grund⸗ 
vergütung von 780 RM. 
§ 2. 


Die Polizeianwärter, die vom 1. April 1934 an zu Polizeiwachtmeiſtern befördert werden, 
erhalten als ſolche ein jährliches Grundgehalt von: 
a) 1140 K., wenn fie vor dem 15. Auguſt 1933, 
b) 1080 AM, wenn fie feit dem 15. Auguſt 1933 
als Polizeianwärter eingeſtellt worden ſind. 


§ 3. 
Die vom 1. April 1934 an zu Polizeioberwachtmeiſtern und Polizeihauptwachtmeiſtern zu 
befördernden Beamten erhalten: 
a) als Polizeioberwachtmeiſter mit weniger als ſechs Dienſtjahren: Grundgehalt 
1920 AN jährlich, Wohnungsgeldzuſchuß: VI; 
b) als Polizeioberwachtmeiſter mit mehr als ſechs Dienſtjahren: Grundgehalt 
2040 AM jährlich, Wohnungsgeldzuſchuß: VI; 
e) als Polizeihauptwachtmeiſter: Grundgehalt 2400 ‘AM jährlich, Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß: V. 
f § 4. 
Den ledigen, in ſtaatlich bereitgeſtellten Unterkunftsräumen untergebrachten Polizei⸗ 
oberwachtmeiſtern und Polizeihauptwachtmeiſtern — auch den am 31. März 1934 vorhandenen — 
wird vom 1. April 1934 an ein Wohnungsgeldzuſchuß nicht gewährt. 


236 Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 18, ausgegeben am 29, 3. 34. 


§ 5. 
Die im §3 genannten Polizeihauptwachtmeiſter können nach . Beſtimmung des 
Miniſterpräſidenten und des Finanzminiſters Zulagen erhalten. 


§ 6. 


Im übrigen gelten die Beſtimmungen des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren 
Staatsbeamten vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) in der jeweils gültigen Faſſung. 


§ 7. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden vom Miniſter⸗ 
präſidenten im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter erlaſſen. 


§ 8. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1934 in Kraft. 


Berlin, den 28. März 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das aan: Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 28. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14114.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Betriebsverkretungen und über wirt⸗ 
ſchaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 161). Vom 27. März 
1934. 

Auf Grund der SS 1 und 2 des Artikels 1 und des Artikels II des Geſetzes über Betriebs⸗ 
vertretungen und über wirtſchaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 161) 
wird folgendes verordnet: 

§ 3 der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Betriebsvertretungen und über 
wirtſchaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 161) vom 12. an 1933 
(Geſetzſamml. S. 109) erhält folgende Faſſung: 


SER 
Für die Betriebsvertretungen der den preußiſchen Miniſterien unterſtellten Zweige 
der Staatsverwaltung übt der zuſtändige Fachminiſter die . der oberſten Landes⸗ 
behörde aus. 


Berlin, den 27. März 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. 
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(Nr 14115.) Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen. Vom 
eS 20, März 1934, 


Auf Grund des $ 26 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen vom 15. Dezember 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 484) wird für das Land Preußen folgendes verordnet: 


§ 1. 

Soweit freiwillige Feuerwehren (§ 5 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen) in Form von 
eingetragenen Vereinen gebildet werden, erfolgt ihre Eintragung in das Vereinsregiſter 
gebührenfrei. 

§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt an dem auf ihre Veröffentlichung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 20. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14116.) Verordnung über den Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt. Vom 21. März 
1934. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung wird folgendes verordnet: 
Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. April 1934 ab 
1 vom Hundert jährlich. 


Berlin, den 21. März 1934. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 


Landfried. Kerrl. 


(Nr. 14117.) Verordnung über die Auflöſung der ſtaatlichen Polizeiverwaltungen Krefeld⸗Uerdingen, 
Bielefeld, Hagen, Weſermünde, des ſtaatlichen Polizeiamts Schönebeck und der ſtaatlichen 
Polizeizweigſtelle Bitterfeld, Vom 22. März 1934. 

Auf Grund des § 6 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77, 
136) ordne ich in Abänderung meiner Beſchlüſſe vom 16. Juni 1927 — II A 2. 354. V — 
(MBliV. S. 639), vom 15. Oktober 1929 — II C I. 87 Nr. 268/29 — (MBli V. S. 899), vom 
6. Februar 1926 — II A. 2. 340 — (MBliV. S. 138), vom 1. Februar 1927 — II A 2. 423 — 
(MBliV. S. 131), vom 20. April 1913 — I A 371 —, vom 4. November 1921 — II C 1724 —, 
vom 19. April 1927 — U CL 87 Nr. 13/27 II — (MBliV. S. 443) und vom 19. März 1928 
— I O J. 87 Nr. 88 1/28 — (MBliV. S. 319) an, daß ſämtliche ortspolizeilichen Befugniſſe 
in den Stadtgemeinen Krefeld⸗Uerdingen, Hagen, Bielefeld, Weſermünde, Schönebeck und Bitters 
feld vom 1. April 1934 ab wieder von den kommunalen Polizeiverwaltern wahrzunehmen ſind. 


Berlin, den 22. März 1934. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Göring. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. September 1932 
über die Genehmigung der Anderung der Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats der Ahaus⸗ 
Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 12 S. 45, ausgegeben am 24. März 1934; 


2, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen 
zum Bau einer von der beſtehenden Gasfernleitung Niederſchelden⸗Wiſſen Betzdorf ab⸗ 
zweigenden Anſchlußleitung nach der Friedrichshütte in Wehbach an der Sieg 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 11 S. 35, ausgegeben am 17. März 1934; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Februar 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
für die Verlegung der Provinzialſtraße bei dem Orte Ariendorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 11 S. 35, ausgegeben am 17. März 1934. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zue Preußiſchen Geſetzſammlung 


Sabegaug 1933 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920—1932 find noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 
Wreis 1,35 ton zuzüglich Der Derfarmbipejen. 
Von den Jahrgängen 1930—1933 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 


Stücke vorrätig. 


Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1, — bezw. 2,— Res verkauft werden. 


Bezug durch den Buchhandel oder unmittelbar vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. v. Detler's Verlag, G. Schend 
Binkftraße 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
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